
die Zulassungsinstanzen zu Automaten herabwürdige. Zu den Beratungen im sozial¬
politischen Ausschuß waren im übrigen weder Vertreter der LVA noch der Kassen¬
ärzte hinzugezogen worden.239 Wie bereits bei der Kontroverse über die Kopfpauschale
verhinderte Heinrich Welsch eine weitere Eskalation. So heißt es in einem Vermerk des
Arbeitsministeriums vom 17. Januar 1955:"Zu nennenswerten Schwierigkeiten bei der
Durchführung des Paragraph 112 SKG ist es lediglich nicht gekommen, weil auf
Empfehlung des seinerzeitigen Direktors des Ministeriums, des Herrn Präsidenten
Welsch, die neue Fassung praktisch nicht angewandt, sondern stets das gegenseitige
Einvernehmen zwischen den Beteiligten herbeigeführt wurde." 240

Der Streit zwischen Saarknappschaft, KVS, Ärztekammer und LVA erklärt sich
letzüich aus dem Umstand, daß mit der Sozialversicherungsreform von 1947 zwar ein
Schritt in Richtung Einheitsversicherung unternommen worden war, aber immerhin
fast ein Drittel aller Sozialversicherten nicht in der LVA, sondern in der Saarknapp¬
schaft als dem zweiten großen Versicherungsträger eingebunden waren. Die Kassen¬
ärzte, die sich als Leidtragende der Reform sahen, versuchten dies zur Verbesserung
ihrer Situation auszunutzen. Durch die Sozialversicherungsreform kam es zu einer
Polarisierung in den Beziehungen zwischen Ärzteschaft und Arbeitsministerium sowie
zwischen Ärzteschaft und Krankenversicherungsträgem. In Phasen starker Eskalation
trat der parteilose Präsident des Landesversicherungsamtes Heinrich Welsch als erfolg¬
reicher Krisenmanager auf.

5.2 Widerstände des christlichen Lagers
Zunächst richtete sich die Kritik der CVP darauf, daß sie in die Verhandlungen zur
Sozialversicherungsreform nicht eingebunden worden war. Johannes Hoffmann
intervenierte deswegen bei Grandval mehrmals im Herbst 1946 und im Frühjahr
1947. 241 Kern seiner Kritik war, daß das Hohe Kommissariat im Einvernehmen mit
Vertretern der Ortskrankenkassen und der Abteilung Arbeit des Regierungspräsidiums,
also überwiegend mit Sozialdemokraten und Gewerkschaftlern, eine tiefgreifende
Reform auf den Weg bringe, ohne den politischen Willen der CVP ausreichend zu
berücksichtigen. 242

In der Sache vertraten die Christdemokraten die klassischen Argumente der Einheits¬
versicherungsgegner. Hoffmann äußerte gegenüber Grandval Bedenken gegen die

LA SB, MifAS, Bii.15, Rechtsgutachten vom 13.5.54. Ärztekammer an Minister für Arbeit und
Wohlfahrt vom 7.5. und 20.5.54. Siehe LTA SB: Niederschrift zur Sitzung des Ausschusses für
Sozialpolitik vom 11.6.51.
240

Ebd., MifAS, Bü.15, Vermerk B/l-2/55 vom 17.1.55.
241 Privatarchiv Grandval (PGA), Doss.10, Antwortschreiben Gilbert Grandvals an Johannes Hoffmann
vom 10.3.47 auf dessen Schreiben vom 28.2.47.
242 Dies wird aus einem Schreiben von Robert Paris im Auftrag Grandvals an Hoffmann vom 18.12.46
deutlich, siehe: LA SB, VWK, Nr.4. Vorausgegangen war ein Schreiben Hoffmanns vom 14.11.46.
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